
des Bundesamtes für Seeschifffahrt 
und Hydrographie über die öffentliche 
Auslegung von Unterlagen im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens nach 
dem Gesetz zur Entwicklung und För-
derung der Windenergie auf See in der 
am 31. Dezember 2022 geltenden Fas-
sung zur Errichtung und zum Betrieb des 
Offshore-Windparks „Windanker“ im 
Bereich der deutschen ausschließlichen 
Wirtschaftszone der Ostsee.
Beim Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie (BSH) ist von der Firma Wind-
anker GmbH ein Antrag auf Durchführung 
des Planfeststellungsverfahrens nach dem 
Gesetz zur Entwicklung und Förderung der 
Windenergie auf See (WindSeeG) in der am 
31. Dezember 2022 geltenden Fassung zur 
Errichtung und zum Betrieb des Offshore-
Windparks (OWP) „Windanker“ im Bereich 
der deutschen ausschließlichen Wirt-
schaftszone (AWZ) der Ostsee eingereicht 
worden. Für das Vorhaben besteht eine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP) nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG).
Als auszulegende Planunterlagen sind fol-
gende Dokumente eingereicht worden:
•		Nachweis	über	den Zuschlag	der	Bundes-

netzagentur,
•	Bauwerksverzeichnis,
•	Erläuterungsbericht,
•	Karten/zeichnerische	Darstellungen,
•		UVP-Bericht	inkl.	Allgemeiner	 

Zusammenfassung,
•	Artenschutzrechtlicher	Fachbeitrag,
•	Biotopschutzrechtlicher	Fachbeitrag,
•	FFH-Voruntersuchung,
•	Wasserrechtlicher	Fachbeitrag,
•		Schallprognose	 für	 die	 Rammarbeiten	

des Vorhabens „Windanker“ – Modellie-
rung der Unterwasserschallemissionen 
während	der	Rammarbeiten,

•		Gutachten	zur	Einhaltung	des	2K-Kriteriums,
•	Emissionsvorstudie,
•		Konzept	zur	Entwicklung	des	Schutz-	und	
Sicherheitskonzeptes	(SchuSiKo),

•	Kennzeichnungskonzept,
•	Luftfahrthindernisdatenblatt,
•	Technische	Risikoanalyse,
•		Fischereiwirtschaftliche	 Studie	 für	 den	

Offshore-Windpark „Windanker“,
•	Zeit-	und	Maßnahmenplan.
Die Unterlagen stehen online auf der BSH-
Webseite	unter	www.bsh.de	(über	den	Rei-
ter „Bekanntmachungen“) in der Zeit vom 
22. Mai 2023 bis einschließlich 21. Juni 
2023 sowie im UVP-Portal des Bundes unter 
www.uvp-portal.de zur Verfügung. Zusätz-
lich liegen die Planunterlagen während der 
Dienstzeiten für jedermann zur Einsichtnah-
me aus im
Bundesamt für  
Seeschifffahrt und Hydrographie
– Bibliothek –
Bernhard-Nocht-Straße	78
20359 Hamburg
Montag, Mittwoch  
und Donnerstag 09:00 –15:00 Uhr
Dienstag  09:00 –16:00 Uhr
Freitag  09:00 –14:30 Uhr
und im
Bundesamt für  
Seeschifffahrt und Hydrographie 
– Bibliothek – 
Neptunallee	5 
18057	Rostock
Montag, Mittwoch  
und	Donnerstag	 08:30	–11:30	Uhr	und		
  13:00 –15:00 Uhr
Freitag		 08:30	–11:30	Uhr	und	
  13:00 –14:00 Uhr
Dienstag  geschlossen.
Einwendungen und Stellungnahmen 
nach § 73 Absatz 4 VwVfG i.V.m. § 21 
Absatz 2 und 5 UVPG
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann bis einen Monat 
nach Ablauf der Auslegungsfrist, also spä-
testens bis einschließlich 21. Juli 2023 
(maßgeblich	 ist	 der	 Tag	 des	 Eingangs),	
schriftlich	 oder	 zur	 Niederschrift	 Einwen-
dungen gegen den Plan beim BSH, Dienst-
sitz	Hamburg	oder	Rostock,	erheben	(§	73	
Absatz 4 Satz 1 Verwaltungsverfahrensge-
setz	(VwVfG)	in	Verbindung	mit	§	21	Absatz	
2 und 5 UVPG). Die Einwendungen müssen 
Namen	 und	 Anschrift	 der	 Einwenderin/
des Einwenders enthalten, das betroffene 
Rechtsgut	bzw.	Interesse	benennen	und	die	
befürchtete Beeinträchtigung darlegen. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind für dieses 
Planfeststellungsverfahren alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren	 privatrechtlichen	Titeln	 beruhen	 (§	 73	
Absatz	4	Satz	3	VwVfG;	§	7	Absatz	4	in	Ver-

bindung	mit	§	1	Absatz	1	Satz	1	Nr.	1a	und	
§	7	Absatz	6	Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz	
(UmwRG)).	

Anerkannte Vereinigungen
Vereinigungen, die auf Grund einer Aner-
kennung	 nach	 anderen	 Rechtsvorschrif-
ten	 befugt	 sind,	 Rechtsbehelfe	 nach	 der	
Verwaltungsgerichtsordnung gegen den 
Planfeststellungsbeschluss einzulegen, 
können innerhalb der vorgenannten Frist 
Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Mit 
Ablauf der vorgenannten Frist sind auch 
diese Stellungnahmen für dieses Planfest-
stellungsverfahren	 ausgeschlossen	 (§	 73	
Absatz	4	Satz	3,	5	und	6	VwVfG,	§	7	Absatz	
4	in	Verbindung	mit	§	1	Absatz	1	Satz	1	Nr.	
1a	und	§	7	Absatz	6	UmwRG).

Äußerungen zu Umweltauswirkungen 
nach § 21 Absatz 1 UVPG
Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im 
Rahmen	 der	 Beteiligung	 zu	 den	 Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens schriftlich 
oder	zur	Niederschrift	äußern	(§	21	Absatz	
1 UVPG). Die Äußerungsfrist endet ebenfalls 
einen Monat nach Ablauf der Frist für die 
Auslegung	 der	 Unterlagen	 (§	 21	Absatz	 2	
UVPG). Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind 
für dieses Planfeststellungsverfahren über 
die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äuße-
rungen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen	Titeln	beruhen,	ausgeschlossen	
(§	21	Absatz	4	UVPG).

Schriftliche Übermittlung der Einwen-
dungen, Stellungnahmen und Äußerun-
gen
Schriftliche Einwendungen, Stellungnah-
men und Äußerungen sind schriftlich oder 
zur	 Niederschrift	 an	 einen	 der	 folgenden	
Dienstsitze des Bundesamtes für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie zu übersenden oder 
abzugeben:

Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie
Abteilung O
Bernhard-Nocht-Straße	78
20359 Hamburg

oder

Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie
Abteilung O
Neptunallee	5
18057	Rostock

Elektronische Übermittlung der Einwen-
dungen, Stellungnahmen und Äußerungen
Elektronische Einwendungen, Stellungnah-
men und Äußerungen sind an folgende E-
Mail-Adressen zu übersenden:

EingangOdM@bsh.de;
jeannette.edler@bsh.de.

Gemäß Gesetz zur Sicherstellung ordnungs-
gemäßer Planungs- und Genehmigungsver-
fahren	 während	 der	 COVID-19-Pandemie	
(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) 
wird zur Erörterung der rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen gegen bzw. Stellung-
nahmen und Äußerungen zum Plan mit der 
Trägerin	des	Vorhabens,	den	Behörden,	den	
Betroffenen sowie denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben oder Stellungnahmen oder 
Äußerungen abgegeben haben, anstelle 
eines	Erörterungstermins	eine	Online-Kon-
sultation durchgeführt.

Die Durchführung der ersatzweisen 
Online-Konsultation wird hiermit gemäß 
§§ 5 Absatz 3 Satz 2, 2 Absatz 1 PlanSiG 
bekannt gemacht.
Zur	 Durchführung	 der	 Online-Konsultation	
werden die zusammengefassten Stellung-
nahmen und Einwendungen sowie die dazu 
erfolgten Erwiderungen der Vorhabenträge-
rin	den	zur	Teilnahme	an	der	Online-Konsul-
tation Berechtigten bis einschließlich 

Donnerstag, 10. August 2023
per E-Mail zugänglich gemacht. Hierzu wie-
derum besteht die Möglichkeit einer Gegen-
stellungnahme von einschließlich

Freitag, 11. August 2023 bis einschließlich
Freitag, 25. August 2023.

Die	 Online-Konsultation	 ist	 nicht	 öffentlich,	
da es sich wie auch der grundsätzlich vorge-
sehene Erörterungstermin nicht um eine all-
gemeine	Informationsveranstaltung	handelt.

Die Zustellung der Entscheidung über die 
Einwendungen kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Benachrichtigungen oder Zustellun-
gen vorzunehmen sind.

Im	Auftrag
Jeannette	Edler,	LL.M.

Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie

Rostock,	19.	Mai	2023

Az.:	BSH/5111/Windanker/PFV

Bekanntmachung

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

DIE WELT FREITAG, 19. MAI 202310 WIRTSCHAFT UND GELD

D ass es das Risiko durch Ge-
schosse aus dem All gibt, wurde
im November deutlich. In Spa-

nien mussten Flugzeuge am Boden blei-
ben, weil aus dem Weltraum eine chine-
sische Raketenstufe unkontrolliert ab-
stürzte. Die Trümmer hätten eine Pas-
sagiermaschine in der Luft treffen kön-
nen – mit katastrophalen Folgen. Es
passierte zum Glück nichts. Aber das
Risiko wächst, weil die Zahl der Flug-
zeuge und Satelliten steigt. 

VON GERHARD HEGMANN

Daraus entwickelt sich eine Kollisi-
onsgefahr der besonderen Art. Interna-
tional steigt der Druck auf Satellitenbe-
treiber, ihre Technik wieder aus dem All
zu holen, damit der Weltraum nicht
noch mehr vermüllt. So fordert jetzt ei-
ne US-Behörde (FCC), dass Satelliten
am Ende ihrer Einsatzzeit künftig nicht
binnen 25, sondern in fünf Jahren aus

dem Orbit verschwinden müssen. Das
Aufräumen im All birgt jedoch Gefah-
ren. Bei vielen Satelliten lässt sich näm-
lich nicht genau vorhersagen, wo sie in
die Erdatmosphäre eintreten und zur
Absturzgefahr für Flugzeuge werden.

Etwa 5500 Satelliten umkreisen der-
zeit die Erde – davon allein rund 4000
aus der Internet-Flotte (Starlink) des
Unternehmers Elon Musk. Hinzu kom-
men etwa 2200 Satelliten, die ohne
Funktion im All taumeln, sagten Exper-
ten soeben auf einer Fachveranstaltung
bei München. Das sogenannte Deorbi-
ting, also der gewollte Satellitenab-
sturz, wird daher immer wichtiger. Ein
Zukunftsmarkt, für den es unter-
schiedliche Ideen zur Problemlösung
gibt. So macht jetzt eine deutsch-italie-
nische Firmenkooperation einen be-
sonderen Vorschlag.

Das Münchner Unternehmen HPS
will mit aufklappbaren Segeln an Satel-
liten (Produktname Adeo) für einen

schnelleren Abstieg aus dem All sorgen.
Die oberen Schichten der Atmosphäre
sollen zum Bremsen und Abstieg aus
der Umlaufbahn genutzt werden. Hinzu
kommt ein kleines Elektronikbauteil
des Mailänder Unternehmens Avioso-
nic. Es soll bis zum Verglühen des Satel-
liten dessen Positionsdaten mithilfe des
Satellitennetzwerks Inmarsat in Echt-
zeit zur Erde senden. Somit können
Flugzeuge in der Luft oder Menschen
am Boden präzise gewarnt werden. 

HPS-Chef Ernst Pfeiffer sieht viele
Vorteile in dem Konzept. Sein Segel und
die Positionselektronik funktionierten
sogar bei toten Satelliten, sagt er. Mit
präzisen Bahndaten könnten bereits im
All Kollisionen vermieden werden. Die
Daten aus dem Weltraum seien genauer
als eine Radarüberwachung von der Er-
de aus. Für kleine Satelliten bis 250 Kilo
wäre das Segel entfaltet etwa fünf Qua-
dratmeter groß und würde zuvor ver-
packt in einen Würfel mit zehn Zenti-

meter Kantenlänge passen. Der Chef
des italienischen Unternehmens Avio-
sonic, Piermarco Martegani, ist selbst
Pilot und daher beim Thema Trümmer-
teile aus dem All sensibilisiert. Kleinere
Satelliten verglühen zwar fast vollstän-
dig in der Atmosphäre. Aber selbst win-
zige Teile, die den Feuerritt überstehen,
können bei hoher Geschwindigkeit ver-
heerende Folgen haben. Aviosonic
spricht von 300 Gramm Weltraum-
trümmer, die einen Flugzeugabsturz
auslösen können. Daher sei der Einbau
der Technik zur Positionsbestimmung
der Satelliten (Debris Collision Alert
System) so wichtig. 

Beide Unternehmen verweisen da-
rauf, dass ihre Technik bereits im All er-
probt wurde. Das Bündnis hofft, dass ih-
re Technik für die Satelliten des neuen
europäischen Programms Iris 2 ausge-
wählt wird. Noch ist kein Satellit gestar-
tet, aber irgendwann müssen auch die
möglichst risikolos entsorgt werden.

Die Gefahr der Satelliten-Trümmer steigt
Geschosse aus dem All können Flugzeuge zum Absturz bringen. Ein Bündnis hat eine Alarmtechnik entwickelt

D er britische Billigflieger Easyjet
zeigt sich vor dem Abflug in die
umsatzstarke Sommersaison

optimistisch. Die Passagierzahl betrug
im ersten Halbjahr 33,1 Millionen – 41
Prozent mehr als im Vorjahr, wie die
Airline mitteilte. Angesichts der starken
Nachfrage nach Flügen in den Sommer-
monaten blickt die Fluggesellschaft zu-
versichtlich nach vorne: „Das optimier-
te Streckennetz von Easyjet, die starke
Nachfrage nach Flügen und Urlaubsrei-
sen, die verbesserten Ertragsmöglich-
keiten und die operative Widerstands-
fähigkeit lassen uns zuversichtlich in
den Sommer gehen“, sagte Konzernchef
Johan Lundgren.

Easyjet hat die Zahl der Flüge schritt-
weise erhöht, um sich von der Talsohle
im Jahr 2020 zu erholen. Das Unterneh-
men geht davon aus, dass die Kapazität
zwischen Juli und September dieses
Jahres wieder das Vor-Corona-Niveau
erreichen wird. Da der Reiseverkehr
nach der Pandemie wieder anzieht,
boomt die Nachfrage nach neuen Flug-

zeugen, und die Fluggesellschaften ge-
ben bereits jetzt Bestellungen auf, um
sich Maschinen für den Rest des Jahr-
zehnts zu sichern. Der irische Konkur-
rent Ryanair hatte kürzlich 300 Boeing-
Flugzeuge zum Listenpreis von 40 Mil-
liarden Dollar bestellt.

EasyJet wird in den kommenden
fünf Jahren 163 neue Airbus-Flugzeuge
der Modelle A320neo und A321neo er-
halten, was laut Lundgren ausreicht,
um die Wachstumsambitionen der Fir-
ma zu erfüllen. „Wir glauben, dass wir
mit unserem Auftragsbestand in einer
starken Position sind“, sagte er. Von
den 163 bestellten Flugzeugen sollen 18
im kommenden Jahr ausgeliefert wer-
den und die Kapazität um zehn Pro-
zent erhöhen.

In den sechs Monaten bis Ende März
betrug das Minus vor Steuern erwar-
tungsgemäß 411 Millionen Pfund und
damit im Rahmen der im April abgege-
benen Prognose. Das Ergebnis war ei-
ne Verbesserung um 25 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. rtr

Easyjet mit 41 Prozent mehr
Passagieren als im Vorjahr W

arum florieren man-
che Volkswirtschaf-
ten, während andere
stagnieren oder ab-
steigen? Mit der Fra-

ge hat sich schon der Philosoph Adam
Smith vor 300 Jahren beschäftigt. Ant-
wort: Viel hat mit der Einstellung der
Menschen zu Reichtum und wirtschaft-
licher Leistung zu tun.  Der Unterneh-
mer und Reichtumsforscher Rainer Zi-
telmann hat sich der alten Frage mit so-
ziologischen Methoden angenommen.
Er hat Umfragen in zahlreichen Län-
dern in Auftrag gegeben, die zeigen, wie
unterschiedlich Menschen wirtschaftli-
chen Erfolg bewerten. Zum ersten Mal
hat Zitelmann (in den 1990er-Jahren in
verschiedenen Funktionen bei WELT
tätig) jetzt auch die Einstellung in
Schwellenländern untersucht.

VON DANIEL ECKERT

Mit aufschlussreichem Ergebnis: Ge-
sellschaften, in denen das Streben nach
Reichtum gesellschaftlich anerkannt
wird, zeigen insgesamt eine deutlich
bessere Wohlstandsentwicklung als
Länder, in denen Neid und Misstrauen
überwiegen. Nach seiner Überzeugung
profitieren davon alle, während die tra-
ditionelle Entwicklungshilfe im „Globa-
len Süden“ (der früheren „Dritten
Welt“) das Gegenteil bewirkt. WELT
sprach mit dem überzeugten Kapitalis-
ten über die Lehren, die Deutschland
aus den Erfahrungen ziehen kann. 

WELT: Herr Zitelmann, Ihr neues
Buch trägt den Titel „Der Aufstieg des
Drachen und des weißen Adlers“. Es
handelt von der wirtschaftlichen Er-
folgsgeschichte Vietnams und Polens
seit dem Fall der Mauer. Beides sind
Länder, die unter schwierigen Bedin-
gungen zu einer ökonomischen Auf-
holrallye angesetzt haben. Was haben
Polen und Vietnam gemeinsam? 
RAINER ZITELMANN: Es hängt viel von
der Einstellung ab. Wir haben in ver-
schiedenen Ländern rund um den Glo-
bus Umfragen durchgeführt, was den
Menschen einfällt, wenn sie das Wort
„Kapitalismus“ hören. In Vietnam waren
die drei am häufigsten genannten Begrif-
fe: Fortschritt, Innovation und großes
Warenangebot. In Deutschland fiel den
Menschen bei „Kapitalismus“ dagegen
ein: Gier, Leistungsdruck und Korrupti-
on. In Vietnam erinnern sich die Men-
schen noch an die Zeit, als das Land das
ärmste Land der Welt war. Ende der
80er-Jahre begannen die marktwirt-
schaftlichen Reformen, und der Lebens-
standard hat sich massiv verbessert. In
Deutschland haben viele vergessen, dass
Marktwirtschaft die Basis unseres Wohl-
standes ist.

Die Haltung gegenüber Reichen ist in
diesen Ländern deutlich positiver als
in Deutschland?
Ja, hier sehen wir große Unterschiede,
zwischen Polen und Vietnam einerseits
und Deutschland andererseits. Sehen
Sie, 62 Prozent der Deutschen halten
Reiche für egoistisch, in Polen sind es 19
Prozent. Oder ein anderes Beispiel: Un-
seren Umfragen zufolge sagen 49 Pro-
zent der Bundesbürger, Reiche sind gie-
rig, in Polen sind es nur halb so viele.
Längerfristig wird kein Land wirtschaft-
lichen Erfolg haben, wenn die wirt-
schaftlich Erfolgreichen verteufelt wer-
den. Die großartige wirtschaftliche Ent-
wicklung in Polen und Vietnam hängt
auch damit zusammen, dass Reichtum
dort sehr positiv gesehen wird. 

In Deutschland ist von Deindustriali-
sierung, gar von wirtschaftlichem Ab-

stieg die Rede. Was können wir von
Polen und Vietnam lernen? 
Polen und Vietnam gehören seit Jahr-
zehnten zu den wirtschaftlich dyna-
mischsten Ländern der Welt. Der Grund
ist nicht das absolute Verhältnis zwi-
schen Markt und Staat, sondern wie sich
dieses verändert hat: Die Rolle des Staa-
tes wurden in den Jahren ab 1990 zu-
rückgedrängt, in Deutschland dagegen
nimmt der Einfluss des Staates auf die
Wirtschaft seit der Merkel-Ära massiv
zu. Das wird uns auf die Dauer schwä-
chen. Vietnam und Polen haben sich von
der Planwirtschaft entfernt, und in
Deutschland marschieren wir in Rich-
tung Planwirtschaft.

In Deutschland schneiden Migranten
mit vietnamesischen Wurzen meist
erfolgreicher ab, zum Beispiel in der
Schule, als Migranten mit anderem

Hintergrund. Was könnten die Ursa-
chen dafür sein? 
In vietnamesischen Familien wird Leis-
tung großgeschrieben. Ich weiß das
auch, weil ich viele Jahre mit einer Frau
zusammen war, deren Eltern aus Viet-
nam kamen. Und Vietnamesen, die hier
leben, identifizieren sich mit Deutsch-
land, ohne ihre Wurzeln zu vergessen.
Ich war dieses Jahr beim Neujahrsemp-
fang der vietnamesischen Botschaft, da
waren die vietnamesische und die deut-
sche Flagge zu sehen und beide Natio-
nalhymnen wurden gespielt. 

In Polen scheint ein Teil der wirt-
schaftlichen Reformdynamik in jün-
gerer Zeit erlahmt zu sein, und auch
Vietnam war wirtschaftlich in den
vergangenen Jahren nicht mehr so dy-
namisch, zumindest wenn man sich
die Entwicklung der Börse anschaut.

Wo sehen Sie die Herausforderungen
für den Adler und den Drachen?
Vietnam sehe ich aus Investorensicht
derzeit positiver als Polen. Die PiS-Re-
gierung in Polen gilt in Deutschland als
rechts, aber sozial- und wirtschaftspoli-
tisch ist sie links. Die Privatisierung wur-
de gestoppt, das Renteneintrittsalter ge-
senkt, einige Banken wurden nationali-
siert. Wenn diese Politik fortgesetzt
wird, könnte Polen manches von den Er-
folgen der Jahre 1990 bis 2015 wieder ver-
spielen. Bei Vietnam sehe ich diese Ge-
fahr derzeit nicht. Aber natürlich gibt es
auch dort noch viele Probleme, vor allem
noch zu viele unrentable Staatsbetriebe
und die Korruption.

Die Idee, dass die „Emerging Mar-
kets“ oder die „BRICS-Staaten“ (Bra-
silien, Russland, Indien, China und
Südafrika) sich anschicken, den Wes-
ten ökonomisch zu übertrumpfen, hat
sich in den vergangenen zehn Jahren
so nicht bestätigt. Ist die Vorstellung,
dass es „die Schwellenländer“ gibt,
die alle ein großes Aufholpotenzial
haben, noch zeitgemäß? 
Man muss differenzieren. Russland war
schon vor dem Krieg wirtschaftlich eine
Verlierer-Nation, Brasilien wird jetzt von
einem Sozialisten regiert. Es ist unsin-
nig, diese Länder in eine Kategorie zu
stecken. China hatte über Jahrzehnte ei-
ne ungeheure Dynamik, als Folge der
Einführung des Privateigentums und der
marktwirtschaftlichen Reformen von
Deng Xiaoping. In den letzten Jahren ge-
hen die Chinesen einen anderen Weg
und die Rolle des Staates in der Wirt-
schaft wird wieder gestärkt. Wenn China
diesen Weg weitergeht, wird das negati-
ve Folgen für China haben und natürlich
auch für uns in Deutschland, weil wir
stark von China abhängen.

In Ihrem Buch sprechen Sie von „Ent-
wicklungshilfe“, neuerdings „Ent-
wicklungszusammenarbeit“ genannt,
als einem Missverständnis? Worin be-
steht dieses Missverständnis und was
ist die Alternative dazu, Länder und
Völker aus der Armut zu befreien?
Das erste Kapitel meines Buches sollte
jeder deutsche Politiker lesen. Ich zeige
auf Basis zahlreicher wissenschaftlicher
Studien, dass Entwicklungshilfe im bes-
ten Fall gar nichts gebracht hat, manch-
mal sogar das Gegenteil des ursprüng-
lich Intendierten...

... Sie spielen auf Berichte an, dass gut
gemeinte Projekte sich ewig in die
Länge zogen, weil sie mit der Büro-
kratie des Geber- und des Empfänger-
landes überfrachtet wurden. Am Ende
blieb die Frustration. Liegt es nicht
aber daran, dass die Geberländer zu
viel eigene Interessen verfolgen und
der eigenen Ideologie verhaftet sind,
wenn sie Geld in Aussicht stellen? 
Afrika hat viel mehr Entwicklungshilfe
erhalten als Asien. Aber vielen asiati-
schen Ländern, darunter China, Südko-
rea, Vietnam und Singapur, geht es heu-
te viel besser als vor 40 Jahren. Das Ge-
heimnis ist ganz einfach: mehr Markt.
Adam Smith, der im Juni 300 Jahre alt
würde, hatte recht: Wirtschaftswachs-
tum wird der Menschheit aus der Ar-
mut helfen, und das Wichtigste für
Wirtschaftswachstum ist wirtschaftli-
che Freiheit!

Was würden Sie jungen Menschen in
Deutschland heute für einen Tipp ge-
ben? Wie kann man reich werden?
Muss man dafür auswandern? 
Wenn jemand jung und dynamisch ist
und auswandern möchte, könnte Viet-
nam eine Idee sein. Auch Polen ist ein
tolles Land mit wunderbaren Menschen.

Polen und Vietnam
gehören zu den
dynamischsten
Ländern.
Reichtumsforscher
Rainer Zitelmann hat
untersucht, was
Deutschland von
ihnen lernen kann
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Vietnamesen streben am meisten nach Reichtum

Quelle: Allensbacher Archiv, Ipsos-MORI-Umfragen

Umfrage: Wie wichtig ist/wäre es Ihnen persönlich reich zu sein?

Antwort: „Sehr wichtig“/„Wichtig“ in Prozent

Vietnam

Südkorea

China

Polen

Japan

Italien

Chile

Schweden

Spanien

USA

Frankreich

Deutschland

Großbritannien

76

63

50

49

43

36

34

32

31

30

26

22

19

„Marschieren
Richtung
Planwirtschaft“
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